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Beschlussvorlage der Verwaltung  
 

Gremium Sitzung am Beratung 

Kulturausschuss 11.06.2025 öffentlich 

Rat der Stadt Bielefeld 10.07.2025 öffentlich 

 
 
Beratungsgegenstand (Bezeichnung des Tagesordnungspunktes) 
 

Etablierung der Schiedsgerichtsbarkeit NS-Raubgut (Abgabe eines „stehenden 
Angebots“) 
 
 
Auswirkungen auf Ergebnisplan, Finanzplan 

 
Keine. Das Schiedsgericht ist für die Parteien, mit Ausnahme der Kosten, die ihnen selbst entste-
hen (z.B. Anwaltskosten), kostenfrei. Die Kosten der Schiedsgerichtsbarkeit werden bis 
31.12.2025 vom Bund und ab 01.01.2026 je zur Hälfte von Bund und Ländern getragen.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

 
Der Kulturausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Bielefeld, der Rat der Stadt beschließt, der Ab-
gabe des „stehenden Angebots“ zum Abschluss einer Schiedsvereinbarung für die Stadt Bielefeld 
zuzustimmen.  
 
 
Begründung: 
 

 
Sachdarstellung:  
 
Im Jahr 1998 wurden auf einer internationalen Konferenz die „Washingtoner Prinzipien“ verabschie-
det. 43 Staaten, darunter die Bundesrepublik Deutschland, und 13 nichtstaatliche Organisationen 
verpflichteten sich darin, NS-verfolgungsbedingt entzogene Kunstwerke zu identifizieren sowie ge-
rechte und faire Lösungen zu finden.  
 
In Deutschland verpflichteten sich die Bundesregierung, Länder und kommunalen Spitzenverbände 
mit der „Gemeinsamen Erklärung“ von 1999, NS-verfolgungsbedingt entzogene Kulturgüter zurück-
zugeben. Im Zuge dieser Erklärung wurde im Jahr 2003 die „Beratende Kommission im Zusammen-
hang mit der Rückgabe NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kulturguts, insbesondere aus jüdi-
schem Besitz“ – kurz: „Beratende Kommission NS-Raubgut“ – errichtet.  
 
Bereits im Koalitionsvertrag von 2021 hatte man sich auf die Weiterentwicklung dieser Beratenden 
Kommission verständigt. Im Rahmen des 20. Kulturpolitischen Spitzengesprächs am 13.März 2024 
haben Bund, Länder und kommunale Spitzenverbände nunmehr beschlossen, das Verfahren zur 
Klärung strittiger Eigentumsfragen rechtssicher zu machen, um den Zielen des Washingtoner Ab-
kommens noch besser gerecht zu werden. Die Position der Opfer soll weiter gestärkt werden.  
 



  
Es soll die Transformation zu einer Streitentscheidungsstelle vollzogen werden, die auf Grundlage 
eines schiedsrichterlichen Verfahrens arbeitet.  
 
Im Rahmen des 22. Kulturpolitischen Spitzengesprächs am 26. März 2025 haben Bund, Länder und 
kommunale Spitzenverbände durch Unterzeichnung eines gemeinsamen Verwaltungsabkommens 
die Einrichtung einer Schiedsgerichtsbarkeit NS-Raubgut in Kraft gesetzt. Die Schiedsgerichtsbar-
keit ist eine weltweit akzeptierte und praktizierte Form der alternativen Streitbeilegung.  
 
Das Schiedsgericht ist ein privates Gericht, welches in der Zivilprozessordnung (§§ 1029-1066 
ZPO) ausdrücklich als Alternative zu staatlichen Gerichten erwähnt wird. Es tritt durch Abrede in 
Vertragsform der beiden Parteien (Antragsteller/Vermögensträger) zusammen und spricht danach 
einen Schiedsspruch, der rechtlich bindend ist.  
 
Mit Einrichtung einer solchen Schiedsgerichtsbarkeit, die an die Stelle der bisherigen Beratenden 
Kommission tritt, wird die Rechtsverbindlichkeit im Verfahren gewährleistet und das bisherige, prob-
lematische Empfehlungsprinzip beseitigt.  
 
 
Maßnahmen: 
  

a. Schiedsordnung  
 
Die Schiedsgerichtsbarkeit wird auf Basis einer für sie geschaffenen Schiedsordnung arbeiten. Da-
bei wird den Parteien im Rahmen des Vorverfahrens bei den kulturgutbewahrenden Einrichtungen 
die Gelegenheit gegeben, sich unter Wahrung angemessener Fristen gütlich im Sinne einer gerech-
ten und fairen Lösung zu einigen. Erst wenn dies nicht möglich ist, soll ein konkretes Schiedsver-
fahren in Gang kommen. Unter diesen eng definierten Voraussetzungen wird auch eine einseitige 
Anrufung durch die antragstellende Partei möglich.  
 
Die Schiedsstelle als Nachfolger der bisherigen Geschäftsstelle Beratende Kommission wird orga-
nisatorisch beim Deutschen Zentrum für Kulturgutverluste (DZK) in Magdeburg angesiedelt und ih-
ren Sitz in Berlin haben. Sie hat insbesondere die Aufgabe, die Parteien im Vorfeld der Konstituie-
rung von Schiedsgerichten zu unterstützen und die Verfahren unparteiisch zu begleiten.  
 
Für die Schiedsgerichtsbarkeit wird ein Schiedsrichterverzeichnis aufgestellt, das zum überwiegen-
den Teil aus Juristinnen und Juristen mit Befähigung zum Richteramt oder einer durch geeignete 
Nachweise bestehende internationale juristische Qualifikation besteht. Auch Personen mit histori-
scher und kunsthistorischer Expertise sind Teil des Schiedsrichterpools. BKM, Länder und kommu-
nale Spitzenverbände ernennen aus dem Schiedsrichterverzeichnis im Einvernehmen mit dem 
Zentralrat der Juden in Deutschland und der Jewish Claims Conference (JCC) zudem einen Präsi-
denten oder eine Präsidentin.  
 
Gemäß § 1055 ZPO entfaltet ein Schiedsspruch unter den Parteien die Wirkungen eines rechts-
kräftigen gerichtlichen Urteils.  
 

 
b. Bewertungsrahmen  

 
Die zentrale Grundlage für die Arbeit der Schiedsgerichtsbarkeit bildet ein ausdifferenzierter und 
verbindlicher Bewertungsrahmen. Für eine gerechte und faire Lösung im Sinne des Bewertungs-
rahmens ist bei der Annahme eines verfolgungsbedingten Verlusts die Rückgabe des Kulturguts an 
die Antragsberechtigten vorrangig.  
 
Bei bestehenden Sachverhaltslücken kann eine faire und gerechte Lösung auch darin bestehen, 
dass das Kulturgut unter Teilung des Erlöses verkauft wird oder bei dem aktuellen Besitzer/Eigen-



tümer verbleibt und unter Darstellung der Verlustumstände sowie der Provenienz öffentlich ausge-
stellt wird. Eine gerechte und faire Lösung kann auch in der Modifizierung, Ergänzung oder Kombi-
nation beider Lösungen bestehen.  
 

 
c. Stehendes Angebot  

 
Zentraler Baustein des neuen Verfahrens für die Städte ist das sogenannte „stehende Angebot“. 
Erst durch Abgabe eines solchen entfaltet das o.g. schiedsrichterliche Verfahren für die Städte 
rechtliche Bindewirkung. Zugleich wird hierdurch die einseitige Anrufbarkeit des Schiedsgerichts 
hergestellt.  
 
Der Städtetag empfiehlt seinen Mitgliedsstädten, im Rahmen eines Stadtratsbeschlusses zeitnah 
die Abgabe eines stehenden Angebots zu erwirken. Das stehende Angebot bindet die Stadt sowie 
die unmittelbar kommunalen Einrichtungen. Es betrifft Kulturgut, das sich im Eigentum der Stadt 
befindet. Bei Beteiligungen an den Rechtsträgern anderer kulturgutbewahrender Stellen ist zu emp-
fehlen, auf den jeweiligen Aufsichtsrat hinsichtlich Abgabe eines stehenden Angebots einzuwirken.  
 
Kulturgut im privaten Eigentum oder im Eigentum nichtkommunaler Einrichtungen ist vom dem ste-
henden Angebot nicht erfasst.  
 
Fazit: 
 
Die Vorgehensweise im Hinblick auf die Abgabe stehender Angebote seitens der Städte ist zwi-
schen Bund, Ländern und kommunalen Spitzenverbänden per Verwaltungsabkommen geeint. Der 
Städtetag hat sich im Verwaltungsabkommen verpflichtet, auf den Abschluss stehender Angebote 
seitens der Städte hinzuwirken.  
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Witthaus 
Beigeordneter 

Wenn die Begründung länger als drei 
Seiten ist, bitte eine kurze Zusammen-
fassung voranstellen. 
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